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Solidarität und die (Re-)Organisation von

Berechtigung in den Strukturen des

Jugendverbandssystems und der

verbandlichen Selbstorganisation junger

Menschen

Eine Einleitung

Yasmine Chehata/Nils Wenzler

Die Beiträge dieses Sammelbandes sind allesamt im Zusammenhang mit dem

dreijährigen Forschungsprojekt SOUNDS entstanden,wobei sie auf unterschied-

liche Weise an dieses anschließen. Manche von ihnen rekurrieren auf Datenma-

terial und die Fragestellung des Projektes, während andere im Anschluss an das

Projekt entstandene Perspektiven, Erkenntnisse oder neue Gedankengänge fort-

führen und weiterentwickeln. Es handelt sich hierbei lediglich um eine Auswahl

an Ergebnissen im Rahmen des Forschungsverbunds, welche stark durch den

Analyseprozess geprägt sind. Systematisierende, überblicksartige Ergebnisdar-

stellungen sind darüber hinaus in Zukunft zu erwarten.Die Abkürzung SOUNDS

steht für „Solidarisches Handeln in der Jugendverbandsarbeit und verbandlichen

Selbstorganisation.Neue Formen von Solidarität“. Das Forschungsprojekt wurde

von Mitgliedern des Forschungsschwerpunktes Nonformale Bildung sowie des

Instituts für interkulturelle Bildung und Entwicklung der Technischen Hoch-

schule Köln durchgeführt und über das Programm „Teilhabe und Gemeinwohl“

des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) gefördert. Die

programmatische Frage nach Teilhabe und Gemeinwohl wurde im Hinblick

auf die Konzepte von Zivilgesellschaft und Solidarität konkretisiert, mit dem

Ziel das zivilgesellschaftliche Engagement junger Menschen in den Fokus des

Projektes zu rücken: Wenn unter Teilhabe die „Partizipation von Individuen

und Organisationen an Entscheidungs- und Willensbildungsprozessen als auch

der Zugang zu Ressourcen“ (Bekanntmachung BMBF 2018) verstanden wird,

dann stellt die verbandlich organisierte Jugendarbeit als jugendpolitische In-

teressens- und Selbstvertretung die zentrale zivilgesellschaftliche Institution

für die politische Teilhabe und (Selbst-)Organisation junger Menschen dar. Zu-

gleich verweisen die unterschiedlichen Formen der politischen Teilhabe und

des zivilgesellschaftlichen Engagements der Jugendverbände auf eine Gemein-

wohlorientierung in gesellschaftlicher Verantwortung, wobei hierin ebenfalls
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ein programmatisches Ziel der Jugendarbeit gesehen wird (vgl. SGB VII, § 11

u. § 12). Das Jugendverbandssystem wird dem (Selbst-)Anspruch nach als ein

demokratisches Vertretungssystem aller in Deutschland lebenden jungen Men-

schen betrachtet. Darüber hinaus steht das Jugendverbandssystem für einen

staatlich regulierten Berechtigungsraum, welcher den Zugang zu Partizipation

an Entscheidungs- und Willensbildungsprozessen sowie Teilhabe an staatlichen

Ressourcen der Jugendarbeit und ihrer inhaltlichen Ausgestaltung organisiert.

Damit ermöglichten das Feld der verbandlichen Selbstorganisation junger Men-

schen und die Strukturen des Jugendverbandssystems im Rahmen des Projektes

SOUNDS nicht nur Teilhabe und Gemeinwohl in Solidarität und Zivilgesellschaft

zu übersetzen, sondern dies unmittelbar auch als Teil einer demokratischen

Ordnungsproduktion zu rahmen.

Vor dem Hintergrund gesellschaftlicher Ungleichheitsverhältnisse und einer

zunehmenden Anerkennung der Heterogenität der Bevölkerung besteht ein

Spannungsfeld, welches sich durch die drei unterschiedlichen Konzepte von

Einwanderungs-, Migrations- und Postmigrationsgesellschaft kennzeichnen

lässt. Es stellt sich die Frage danach, wie zivilgesellschaftliche Akteur*innen

und zentrale politische Interessenvertretungen angesichts gegenwärtiger ge-

sellschaftlicher Entwicklungen in der verbandlich organisierten Jugendarbeit

Solidarität auf der organisationalen und institutionellen Ebene denken, begrün-

den und praktisch umsetzen.

Ausgehend von der Erkenntnis, dass Teilhabe insbesondere dann themati-

siertwird,wennAusschlüsse als problematisch angesehenwerden, stellte sich die

Frage, auf welche Weise im zivilgesellschaftlichen Feld der jugendverbandlichen

Selbstorganisation und den Strukturen des Jugendverbandssystems Solidarität

als ein Teil von Teilhabeproduktion und Teilhabeverwehrung zu beobachten ist.

Im SOUNDS-Projekt war die Frage danach, wie sich Teilhabe und Ausschluss

in zivilgesellschaftlichen Institutionen in solidarischen Praktiken konstituieren

können, erkenntnisleitend:

• Auf welche Weise können Selbstorganisationen junger Menschen an den

Strukturen des Jugendverbandssystems teilhaben, wie wird der Zugang

reguliert?

• Wie wird Teilhabe und Ausschluss an jugendpolitischen Vertretungsstruktu-

ren und Entscheidungsprozessen hergestellt und welche Bedeutung haben

hierbei solidarische Praktiken?
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Feldbeschreibung: Jugendverbände und die Strukturen des

Jugendverbandssystems

Zur Kontextualisierung undNachvollziehbarkeit der in diesemBand versammel-

ten Beiträge einschließlich der Erkenntnisse und Perspektivierungen dient die

Beschreibung des Forschungsfelds. In diesem Zuge wird zunächst eine Vorstel-

lung der Jugendverbandsarbeit im engeren Sinne aufgerufen, während für das

Erkenntnisinteresse des SOUNDS-Projektes einweitesVerständnis zugrundege-

legtwird,womit auch Selbstorganisationenmitgedachtwerden,welche nicht Teil

des Jugendverbandsystems sind und evtl. nicht verbandlich organisiert sind.

Formal gesehen ist die Jugendverbandsarbeit Teil des Handlungsfeldes der

Kinder- und Jugendhilfe. In § 12 des SGB VIII wird die Bestimmung der Ju-

gendverbandsarbeit als Teil der Jugendarbeit und damit als Teil der Jugendhilfe

kodifiziert. Historisch betrachtet handelt es sich bei der Jugendverbandsarbeit

um ein Feld, welches sich durch Kontinuitäten aber auch Brüche kennzeich-

nen lässt und in seiner aktuellen Erscheinungsform auf eine über 120-jährige

Entwicklungsgeschichte zurückblicken kann (Böhnisch et al. 1991; Werner 2023;

Botsch/Haverkamp 2014).

Zu den Charakteristika der verbandlichen Selbstorganisation der Jugendver-

bände gehören die Organisationsprinzipien der Freiwilligkeit, der Peer-to-Peer-

Education, der (relativen) Unabhängigkeit von Erwachsenenorganisationen, der

Ehrenamtlichkeit, der Partizipation und der Selbstvertretung. Anders als etwa in

der Offenen Kinder- und Jugendarbeit, die durch ihre explizit niedrigschwelligen

Zugänge für Kinder und Jugendliche charakterisiert ist, ist das Mitwirken an

Jugendverbänden grundsätzlich auf längerfristiges und verbindliches Engage-

ment hin ausgerichtet und teils auch anMitgliedschaften gebunden.Wenngleich

ein wesentlicher Teil der Arbeit von Jugendverbänden nach wie vor auf ehren-

amtlicher Basis vollzogen wird, verfügt der größte Teil der in den Jugendringen

organisierten Jugendverbände auch über hauptamtliche Strukturen. Damit

stellen Jugendverbände neben Familie, Peers und den Instanzen formalisierter

Bildung einen wichtigen Ort der Sozialisation junger Menschen dar. So diffe-

renzieren Peucker et al. (2013, o. S.) folgende vier zentralen Leistungsbereiche

bzw.Themenfelder der Jugendverbandsarbeit: „(1) Bildung, Erziehung und Sozia-

lisation, (2) Interessenvertretung, (3) Freizeitgestaltung und Angebote sowie (4)

Alltagsberatung und Alltagsunterstützung“.

Die Akteur*innen der Jugendverbandsarbeit gliedern sich horizontal in die

unterschiedlichen verbandlichen Selbstorganisationen und vertikal in die ver-

schiedenen föderalen Ebenen. Aufgrund der Autonomie der Jugendverbände und

der unterschiedlichen historischen Entwicklungen finden sich sowohl Jugend-

verbände, die auf kommunaler, Landes- und Bundesebene agieren, als auch

solche, die eher partikulare Interessen vertreten oder aus unterschiedlichen
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Gründen nur in einzelnen Kommunen oder Bundesländern oder ausschließlich

auf der Bundesebene organisiert sind. Während einzelne Jugendverbände wie

die Pfadfinder*innen von Beginn an autonom als reine Organisationen von und

für Jugendliche gegründet wurden, finden sich ebenfalls Verbände, die sich

sukzessive von einem Erwachsenenverband emanzipiert haben und weiter-

hin Arbeitsbeziehungen zu diesem unterhalten, wie der Bund der Deutschen

Landjugend (BDL). Neben ihrer Funktion als Ort von jugendpädagogischen

Angeboten nehmen Jugendverbände auch die Funktion der jugendpolitischen

Interessenvertretung wahr.

Die Jugendverbände stehen für die politische Selbstvertretung von und für

jungeMenschen (SGBVIII,§ 12,2). Inder Jugendpolitik geht esumdieGestaltung

der Lebensverhältnisse und -bedingungen von Jugendlichen unter Berücksichti-

gung ihrer Anliegen. Diese werden auf den verschiedenen Ebenen (Bund, Land,

Kommune) und in zuständigen Ministerien, Gremien und Ämtern verhandelt.

Die Jugendverbände sind über die sogenannten Jugendringe in diese jugendpo-

litischen Entscheidungsstrukturen eingebunden. Die Jugendringe übernehmen

die Außenvertretung auf den verschiedenen Ebenen, beispielsweise in den Ju-

gendhilfeausschüssenoder Fachverbänden.Dort vertreten sie nicht nurdie Inter-

essen vonKindernund Jugendlichen inPolitik undVerwaltung, sonderngestalten

auch die Rahmenbedingungen der Jugendarbeit mit. Die Jugendringe verstehen

sichalspolitischesSprachrohrvonKindernund Jugendlichen inSelbstvertretung,

d. h. die jungenMenschen, die sich organisieren, übernehmen in der Regel auch

das Vertretungsrecht als gewählte Mitglieder in den Jugendringen.

Damit lässt sich das Feld der verbandlichen Selbstorganisation junger Men-

schen imHinblick auf zweiFunktionsbereichedifferenzieren:Aufder einenSeite als

jugendpädagogische Instanz, in der junge Menschen Zeit verbringen, sich aus-

tauschen und erproben und selbstorganisiert verschiedenste Aktivitäten planen

und umsetzen. Auf der anderen Seite haben Jugendverbände und ihre Zusam-

menschlüsse als Jugendringe im Sinne einer Interessenvertretung junger Men-

schen ein politisches Mandat. Sie nehmen Stellung zu und für Themen, die für

junge Menschen relevant sind, sind beteiligt an politischen Entscheidungspro-

zessen, stellen Forderungen und erarbeiten Lösungen für gesellschaftliche Her-

ausforderungen. Diese Funktionen sind in den jeweiligen Jugendverbänden al-

lerdings unterschiedlich gewichtet und stark abhängig von den finanziellen Res-

sourcen und personellen Strukturen der jeweiligen Selbstorganisation.

Der Blick auf das Feld der verbandlichen Jugendorganisationen verweist auf

eineGleichzeitigkeit vonHeterogenität undHomogenität.DieGeschichte einiger

heutiger Jugendorganisationen reicht bis in die erste Hälfte des 20. Jahrhunderts

zurück (vgl. Böhnisch et al. 1991). Es zeigt sich heute eine äußerst ausdifferen-

zierte Landschaft der verbandlichen Selbstorganisation junger Menschen, die

von Pfadfinder*innen, helfenden Verbänden wie dem Jugendrotkreuz, über

konfessionelle und weltanschauliche Verbände und freizeitorientierte Verei-
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ne, Jugendverbände mit klimapolitischen Bezügen und kulturell orientierten

Organisationen bis hin zu Jugendverbänden aus dem Spektrum der Arbeiter*in-

nenbewegung und dezidiert politisch ausgerichteten Jugendverbänden reicht. So

lässt sich davon sprechen, dass es eine ganze Reihe an etablierten und anerkann-

ten verbandlichen Jugendorganisationen gibt. In dem Projekt SOUNDS werden

Selbstorganisationen junger Menschen als etabliert und anerkannt bezeichnet,

deren Positionen innerhalb der bestehenden Machtverhältnisse historisch und

gesellschaftsstrukturell unhinterfragt privilegiert sind und innerhalb der be-

stehenden Normalitätsvorstellung ungeprüft als zugehörig angesehen werden.

Demgegenüber ist es Teil der Entwicklungen des 21. Jahrhunderts, dass zuneh-

mend neue Vereine, Verbände und Organisationen junger Menschen entstehen,

welche die Erfahrung teilen als „natio-ethno-kulturelle Andere“ (Mecheril 2016,

S. 11) migrantisiert, fremdpositioniert und minorisiert zu werden. Diese Neu-

gründungen sind ein genuines Element einer postmigrantischen Gesellschaft

und ein Indiz dafür, dass jungemigrantisierteMenschen und/oder junge BIPOC,

die sich zivilgesellschaftlich engagieren wollen, nicht von den etablierten und

anerkannten Verbänden repräsentiert werden oder dort ihre Interessen nicht

vertreten sehen. Diese Organisationen, die etwa unter den Termini Vereine und

Verbände junger Migrant*innen (VJM), Migrant*innenjugendselbstorganisa-

tionen (MJSO), postmigrantische Jugendorganisationen oder neue deutsche

Organisationen bekannt sind, sind zu einem vitalen Teil der Jugendverbands-

landschaft geworden. Aber zugleich wird von Seiten der Bundesregierung auf

ein zentrales Anerkennungsdefizit aufmerksam gemacht: Im 16 Jugendbericht

plädiert sie dafür „[...], dass Organisationen von jungen Menschen mit Mi-

grationsbiografien, People of Color und postmigrantische Akteure als Anbieter

vielfältiger politischer Bildungsangebote im Sinne einer pluralen Gesellschaft

stärker anerkannt und ausgebaut werden sollten.“ (vgl. Bundesregierung 2020,

S. 12).

In Forschung und Praxis der Jugendverbandsarbeit wird seit rund 20 Jahren

im Rahmen des Programms der interkulturellen oder diversitätsbezogenenÖffnung zu

Formen der Teilhabe und Fragen des Ausschlusses postmigrantischer Selbstorga-

nisationen gearbeitet (Chehata 2021; Jagusch 2015; Seng/Warrach 2019;Thimmel

/Chehata 2015) und damit zumindest programmatisch die Notwendigkeit der

Veränderung etablierter Strukturen der Interessensvertretung diskutiert. Im

Anschluss hieran und ausgehend von der Fragestellung nach Solidarität, Teil-

habe sowie Zugang und Ausschluss im Jugendverbandssystem verdichtete sich

die Analyse innerhalb des Projektes SOUNDS insbesondere auf den Funktions-

bereich der jugendpolitischen Interessenvertretungen und die Strukturen des

Jugendverbandssystems.
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Forschungsperspektive und Verfahren der Datenerhebung

DasursprünglicheForschungsdesign sahvor,mit ethnografischenFeldaufenthal-

ten indasProjekt einzusteigen.Hierananschließendundvertiefend sollte dieUn-

tersuchung durch Interviews und Archivierung von Dokumenten als Verfahren

der Materialgewinnung fortzuführt werden. Aufgrund der Maßnahmen zur Ein-

dämmung der Corona-Pandemie wurde im Jahr 2021 nach Monaten des Aushar-

rens die Entscheidung getroffen,den ethnografischenZugang aufzugeben.Statt-

dessen wurden bereits in der Frühphase der Pandemie (2020) Interviews geführt

und Dokumente als Datenmaterial erhoben.

Das Forschungsdesign dieser Untersuchung ist als Analytik angelegt. Dies

verweist auf eine bestimmte zirkuläre und geöffnete Forschungspraxis. Hierbei

werden Forschungsfragen verfolgt, welche zur Erhebung von Datenmaterial

führen, welche ausgewertet und mit neugewonnenem Fokus neu ausgerichtet

werden (vgl. Truschkat/Bormann 2020, S. 99). „Der Forschungsprozess gestaltet

sich auf diese Weise als ein spiralförmiger Fortgang der qualitativen Vertiefung

empirischer Ergebnisse und ihrer Verbindung mit theoretischen Annahmen.“

(Herschinger 2014, S. 631) Theorie und Empirie werden hierbei zueinander in

Beziehung gesetzt, sodass „Empirie immer theoriegeladen und damit jede Be-

obachtung von einer Analytik abhängig [ist], die ihre Gegenstände formt [,]

und andererseits kann die Theoriearbeit selbst als eine Praxis begriffen wer-

den [...]“ (Wrana 2014, S. 619). Im Anschluss an die Position einer theoretischen

Empirie werden bereits im Arbeitsprozess mit dem Material sensibilisierende

Theorieperspektiven hinzugezogen.

Für das Forschungsinteresse des Projektes SOUNDS wurde die Perspektive

der Diskurs-Praktiken-Forschung als methodologischer Zugriff gewählt (Langer

2008; Ott/Wrana 2010; Ott/Wrana 2012; Ott/Wrana/Rabenstein 2014; Naumann

et al. 2017). Hierbei wird von einem relationalen Verhältnis von Diskursen und

Praktiken ausgegangen, um damit Diskurstheorie und Praxeologie miteinander

zu vermittelt. „Dabei scheint es unausgesprochener Konsens innerhalb dieser

,Vermittlungsbemühungen‘ zu sein, dass die jeweiligen theoretischen Fundie-

rungsansprüche von Diskurstheorie und Praxeologie nicht aufgegeben werden,

sondern eine systematische Relationierung von Gegenstandsbegründung, dem

Umgang mit dem Material sowie der erkenntnispolitischen Anliegen angestrebt

wird.“ (Naumann et al 2017, S. 71)

Für die Analyse des Datenmaterials waren der Vorschlag der Analyse diskursi-

ver Praktiken (vgl. Wrana 2012), das Konzept der Diskurs/Praktiken Formation (vgl.

Reckwitz 2008) und der Vorschlag zur Analyse von Rationalisierungspraktiken (vgl.

Kessl 2011) zentrale Orientierungspunkte.

Damit bewegt sich die Diskurs-Praktiken-Forschung zwischen den zwei

Perspektiven, Diskurse als Ordnung zu verstehen und Diskurse als Praxis zu kon-

zeptualisieren. „Gerade wenn Forschung gegenstandsbezogen ausgerichtet ist,
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genügt oft weder die Rekonstruktion regelbasierter Diskursobjekte noch die Be-

schreibung des situativen Gebrauchs von Diskursivität, weil das am Gegenstand

zu Zeigende sich erst in einer Relationierung erschließt.“ (Fegter et al. 2015, S. 14)

Zugleich ist mit der Forschungsperspektive eine Dezentralisierung des Unter-

suchungsgegenstandes verbunden und setzt die Annahme voraus, dass es die

Solidarität nicht gibt, wohl aber unterschiedliche Weisen der Begründung und

Ausgestaltung solidarischer Praktiken.Das bedeutet, dass an die Stelle der Frage,

was Solidarität ist, die Frage tritt, wie die Idee und Praxis der Solidarität selbst

hervorgebracht und vollzogen wird. Der Auswertungs- bzw. Analyseprozess

orientiert sich an codierenden Verfahren einer erziehungswissenschaftlichen Dis-

kursanalyse (vgl. Truschkat/Bormann 2020, S. 126ff.) sowie der Figurationsanalyse

diskursiver Praktiken (vgl. Scharl/Wrana 2014).

Als Verfahren der Datenerhebung wurden leitfadengestützte Interviews

durchgeführt und Dokumente archiviert. Hierbei operierte das Projektteam

mit einem weiten Verständnis der Jugendverbandsarbeit, welches neben den

etablierten bzw. anerkannten Selbstorganisationen junger Menschen und den

etablierten Strukturen der Jugendringe auch Formen (verbandlicher) Selbstorga-

nisationen junger Menschen in den Blick genommen hat, welche noch nicht Teil

des Jugendverbandssystems sind und solche die nicht Teil des Systems werden

wollen. Unter anderem ermöglichte dieser Ansatz, sich den Strukturen des Ju-

gendverbandssystems von seinen Grenzen ausgehend zu nähern. Hierbei wurde

im Wesentlichen auf zwei Verfahren der Datenerhebung zurückgegriffen: zum

einen wurden leitfadengestützte Interviews, zum anderen die Recherche und

Archivierung von Dokumenten eingesetzt.

Es wurden insgesamt 76 leitfadengestützte Interviews geführt. Befragt wur-

den in unterschiedlichen Phasen des Forschungsprozesses 13 Vertretungen der

Landesjugendringe, 29 Jugendverbände, die eine formale Anerkennung als Ju-

gendverband vorweisen und als etabliert und anerkannt angesehenwerden; dazu

wurden 29 Interviews mit postmigrantischen Jugendverbänden, Initiativen und

Beiräten, drei Interviews mit (Selbst-)organisationen mit queerfeministischen

Schwerpunkten und zwei Interviews mit Selbstorganisationen geführt, welche

sich als aktivistisch bezeichnen und sich bewusst gegen eine verbandliche Form

der Selbstorganisation entschieden haben.

Neben den Interviews wurden eine Vielzahl an Dokumenten archiviert. Hier-

bei handelt es sich um öffentliche Stellungnahmen von Selbstorganisationen

junger Menschen und Landesjugendringen, Social-Media-Inhalte, Präsenta-

tionen und Projektdokumentationen. Zudem wurden Kleine Anfragen auf der

Ebene der Landespolitik ausgewertet. Darüber hinaus zählen Vereinssatzungen,

die Satzungen der Landesjugendringe, Projektdokumentationen und -Berichte

sowie über 700 Projektbeschreibungen aus dem Themenfeld der Interkulturelle

Öffnung zum Materialkorpus. Als Reaktion auf die zu Projektbeginn aufkom-

mende Corona-Pandemie und die Black Life Matters Bewegungen wurden zudem
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öffentliche Stellungnahmen von Jugendverbänden und Landesjugendringen

unter den Kategorien veränderter Alltag und politische Artikulationen recherchiert

und analysiert.

Im Zuge der Analyse wurde unterschiedliches Datenmaterial zu Ereignissen

gruppiert.DasEreignis ist eine anspruchsvolle theoretischeFigur (vgl.Zizek2014;

Badiou 2005): Ein Ereignis stellt einen Bruch, eine Diskontinuität oder eine Un-

terbrechung einer bestehenden gesellschaftlichen Ordnung dar, welche mit der

Entstehung etwas vollkommen Neuem einhergeht und sich nicht aus dem Vor-

ausgehenden erklären lässt. Im Rahmen des Projektes SOUNDS wurde ein Vor-

kommnis als Ereignis verstanden, welches sich zunächst aus den bisherigen Be-

obachtungen nicht erklären ließ und es zudem aufgrund dieser Differenz zu den

bisherigen Erfahrungen als relevant erschien. Hierbei wird auf einen schwachen

Ereignis-Begriff zurückgegriffen. Ausgehend von einer Beobachtung oder Erfah-

rung wurde bestehendes Material systematisch um natürliches und erhobenes

Material ergänzt. Dieses Materialbündel wurde dann zu der analytischen Kate-

gorie Ereignis. Das Datenmaterial von Ereignissen kann bestehen aus Beobach-

tungsprotokollen, Dokumenten, Tabellen, Listen, Einladungen, Präsentationen,

öffentlichen Verlautbarungen wie z.B. Stellungnahmen und Social-Media-Inhal-

ten. Die Perspektive auf Ereignisse erlaubt es, einem beobachteten Vollzug von

Praktiken den Status des Singulären zuzuordnen. Hierdurch wird die Diskonti-

nuität betont und das Augenmerk auf genau die Elemente gelenkt, die sich nicht

von selbst verstehen. In einem zweiten Schritt erlaubt das Ereignis, diesen konkre-

ten Vollzug in seiner Situiertheit zu untersuchen und auf die Bedingungen der

Möglichkeiten dieses Ereignisses zu schauen, also auf dasWissen und die Prakti-

ken, ohne die dieses Ereignis nicht denkbar wäre.

Fallstudien zeichnen sich im Rahmen von SOUNDS dadurch aus, dass ihr

analytischer Fokus von einer ausgewählten Selbstorganisation junger Menschen

ausgehend Material zusammenführt, welches dann entsprechend der Fragestel-

lung ausgewertetwerden kann.Für die Fallstudien innerhalb des Projekteswurde

auf Interviewmaterial, Sitzungsprotokolle, Tagesordnungen, Präsentationen von

JSO, Vereinssatzungen, Social-Media-Inhalte und Beobachtungsprotokolle zu-

rückgegriffen. Daran anschließend wurde das generierte Material gruppiert.

Derartige Materialgruppierungen ermöglichten es, ähnlich wie bei einem Ereig-

nis, den Vollzug diskursiver Praktiken zu beobachten.

Praktiken der Solidarität

Solidarität ist ein Terminus, der für viele Jugendverbände, insbesondere für die-

jenigen, die in der Tradition der Arbeiter*innenbewegung stehen, konstitutiv ist.

So findet sichmit der Solijugend auch ein Jugendverband, der den Begriff Solida-

rität explizit im Verbandstitel führt. Auch andere Jugendverbände haben den Be-
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griff der Solidarität in ihrer Satzung verankert. Zudemfinden sich auf jugendpo-

litischer Ebene zahlreiche Stellungnahmen, in denen Jugendverbände oder deren

Zusammenschlüsse auf Solidarität rekurrieren: sei es im Kontext von Rassismus,

Klimagerechtigkeit oder sozialer und globaler Gerechtigkeit. In einer ersten ex-

plorativenForschungsphase konntedaher zunächst nachgezeichnetwerden,dass

Solidarität in diesemSinne alsmoralischer Code imFeld zu ergründen ist. Aus ei-

ner politlinguistischen Perspektive lässt sich Solidarität als ein positiv besetztes

Schlagwort bezeichnen,welches für zentrale gesellschaftlicheWerte einzustehen

vermag. Der Begriff Solidarität wird semantisch im Kontext von sozialer Verant-

wortung und Gemeinwohl und als moralische und soziale Notwendigkeit für ge-

sellschaftlichen Zusammenhalt gebraucht.

Solidarität wurde im analytischen Zusammenhang allerdings vielmehr als ein

Brückenkonzept verstanden, welches insbesondere den Blick auf gesellschaftli-

che Verhältnissetzungen erlaubt, die sich beispielsweise in Zugehörigkeits- und

Teilhabeordnungen ausdrücken können. Es handelt sich insofern um eine Brü-

ckenkonzept, weil nun nicht mehr die Solidarität zu beobachten ist, sondern die

Bedingungen solidarischer Praktiken und deren konkrete Ausgestaltung (siehe

Wenzler/Bonus in diesemBand). „Uns scheint es [...] wichtig, Solidarität stärker,

als bisher in den gesellschaftswissenschaftlichen und sozialtheoretischen Debat-

ten üblich ist, als eine spezifische Form sozialer Praxis zu begreifen – als einen

konkreten Handlungstyp, der in alltäglichen Auseinandersetzungen um die kol-

lektive Gestaltung des Sozialen entsteht.“ (Lessenich et al. 2020, S. 324)

Heuristisches Potenzial hat hierbei die Betrachtung von Spannungsfeldern

und Kontinuen, welche es möglich machen Ausprägungsweisen solidarischer

Praxis analytisch zu erfassen (vgl. Schall 2022, S. 36ff.). Kennzeichnen lassen

sich diese Spannungsfelder durch die Unterscheidung zwischen einer sozialen

oder politischen Ausrichtung solidarischer Praxis, die Frage nach dem Grad der

Institutionalisierung, die Unterscheidung nach partikularen oder universalistischen

Logiken im Vollzug einer ein- oder wechselseitigen Ausgestaltung sowie den Blick

auf stabilisierende oder transformativeElemente solidarischer Praxis (vgl. Lessenich

et al. 2020, S. 321ff.). Hierdurch wird ebenfalls ersichtlich, dass von einer Vielzahl

unterschiedlicher solidarischer Praktiken auszugehen ist. Die jeweiligen Prakti-

ken können dabei im Widerstreit zueinander stehen. „Praktiken der Solidarität

sind weder normativ noch politisch homogen: Es gibt sie grundsätzlich nur im

Plural. Sie können sich wechselseitig überlagern und verstärken, ebenso aber

auch irritieren und widersprechen. So gesehen sind solidarische Praktiken auch

niemals harmonisch, sondern immer umkämpft – und nicht nur untereinander,

sondern auch an sich, in ihrer inneren Logik, geprägt von Widersprüchen und

Ambivalenzen“ (Lessenich et al. 2020, S. 325).

Für die Suche nach möglichen Einstiegspunkten in die Analyse, wurden ers-

tens zur theorie-konzeptionellen Sensibilisierung verschiedene Perspektivierun-
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gen auf Solidarität bestimmt und zweitens sogenannte ,analytische Marker‘ erar-

beitet.

Für die theorie-konzeptionelle Sensibilisierung wurden drei prototypische

Ausgestaltungsweisen von Solidarität bestimmt, welche unter anderem die

für die wissenschaftliche Solidaritätsdebatte als grundlegend angesehene Un-

terscheidung von sozialer und politischer Solidarität aufgreifen (Bayertz 1998;

Scholz 2008; Heindl/Stüber 2019). Dabei handelt es sich erstens (1) um Formen

gruppenbezogener Solidarität, welche im Hinblick auf eine Zugehörigkeits-

ordnung als nach innen gerichtet zu beschreiben sind. Es handelt sich um eine

Solidarität mit dem Eigenen, welche durch die Solidarisierung wegen und in Gleich-

heit zu kennzeichnen ist (soziale Solidarität) (vgl. Lessenich 2019); zweitens (2)

um gruppenübergreifende Formen von Solidarität mit dem Fremden, verstanden

als Entsolidarisierung mit dem Eigenen, welche auf Grundlage von als proble-

matisch angesehenen gesellschaftlichen Verhältnissen auf eine gesellschaftliche

Transformation abzielen. Diese Form konstituiert sich als Solidarität in und wegen

DifferenzmitdemAnderen (politischeundpostkommunitäre Solidarität) (vgl.Me-

cheril 2014); drittens (3) um Formen gruppenübergreifender Solidarität, welche

im Hinblick auf die Zugehörigkeitsordnung zunächst die Grenzen der eigenen

Solidargemeinschaft überschreiten,umsich jedoch trotz internerDifferenz gegen

etwas oder jemanden zu richten und sich schließlich als Solidarität mit dem Eigenen

zu konstituieren (exklusive Solidarität) (siehe Chehata in diesem Band). Diese

Unterscheidungen von Solidarität ermöglichten als theoretische Sensibilisierung

den Vollzug solidarischer Praktiken und die (Re-)Produktion, Bearbeitung und

Überschreitungen sozialer und demokratisch verfasster Ordnungen in den Blick

zu nehmen.

ImForschungsprozesswurdenzweitensanalytischeMarker erarbeitet,umsoli-

darische Praktiken zu beobachten, ohne diese gleichsam imVorfeld definitorisch

zu bestimmen. Diese Marker basieren auf den theorie-konzeptionellen Überle-

gungen und wurden durch Expert*innengespräche induktiv erweitert und auf

ihre Plausibilität geprüft. Diskurs-Praktiken-Marker sind Formen der Operatio-

nalisierung der Gegenstandsbestimmung imHinblick auf die Aufmerksamkeits-

lenkung im Prozess der Materialgewinnung. Sie lenken die Aufmerksamkeit auf

die diskursiven Praktiken, deren Inblicknahmen erkenntnisgenerierend für Fra-

gen nach solidarischen Praktiken sind. Damit stellen diese Marker auch ein ers-

tes Forschungsergebnis dar. Für die Beobachtung solidarischer Praktiken ist der

Blick auf folgendeMomente zu lenken: Herstellung von Zugehörigkeit, Praktiken

der Beteiligung und Verteilung von Ressourcen (Teilhabe) sowie die Produktion

und Legitimation vonNicht-Teilhabe und Ausschluss (Legitimierung und De-Le-

gitimierung). Solidaritätwird hiernach als eine konkrete FormderGrenzbearbei-

tung bestimmt.
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Die (Re-)Organisation von Berechtigung

Die Strukturen des Jugendverbandssystems und der zugehörige Funktions-

bereich der jugendpolitischen Interessenvertretung können als ein Element

der demokratischen Ordnungsproduktion verstanden werden. Damit wird die

Frage relevant, wie sich dieses „Making Democracy“ (Rajal 2020) in der Praxis

ausgestaltet.

Zu beobachten ist, wie Zugehörigkeits-, Verteilungs- und Teilhabeordnungen

innerhalbder Strukturendes Jugendverbandssystems regelmäßig vonAkteur*in-

nen infrage gestellt werden und von daher innerhalb dieses demokratisch ver-

fasstenVertretungssystemsdauerhaft legitimiertwerdenmüssen.Einerseits die-

nen zwar formaldemokratische Kriterien der Legitimation einer Regulierung von

Teilhabe und Ausschluss, andererseits scheint die Reichweite formaler Kriterien

der Regulierung dieser Ordnungen für eine solche Legitimierung begrenzt. Sie

reichen nicht aus, um bestehende Ordnungen dauerhaft zu stabilisieren. Solida-

rische Praktiken können gerade dort beobachtet werden, wo es um die Bearbei-

tung der Grenze von Teilhabe und Nicht-Teilhabe geht. Somit erhalten Formen

von Solidarität vor allem dort eine Bedeutung, wo es um die (Re-)Organisation

von Teilhabe und Nicht-Teilhabe in Berechtigungsräumen geht. Dabei zeigt sich

der zu legitimierende Ausschluss konstitutiv, um die eigene Teilhabe an Berech-

tigungsräumen zu legitimieren (siehe Chehata in diesem Band).

Es handelt sich bei den Strukturen des Jugendverbandssystems insofern um

einen privilegiertenOrt, als dass diese Strukturen staatlich gefördert werden und

einen privilegierten Zugang zuÖffentlichkeit und Politik aufweisen.Diese Struk-

turen lassen sich daher als Berechtigungsräume bezeichnen, weil mit der legiti-

men Zugehörigkeit und dem Zugang zu diesen Räumen ebenfalls der Zugang zu

Ressourcen,zurRepräsentationder eigenenThemenundInteressen sowiedieBe-

teiligung an Jugendpolitik ermöglicht wird. Es ist daher zu hinterfragen,wie und

aufwelcheWeise unterschiedlicheSelbstorganisationen jungerMenschenandie-

sen Strukturen teilhaben können und wie der Zugang reguliert wird.

Im Allgemeinen lässt sich mit dem Begriff der Teilhabe ein Schlüsselbegriff

der gesellschaftlichen Selbstdeutung als Demokratie aufrufen. Im Zusammen-

hangderUntersuchungen imSOUNDS-Projekt verweist er auf dasVerhältnis von

Gruppen junger Menschen und deren Selbstorganisationen zu den vorfindbaren

gesellschaftlichen Bedingungen und die Möglichkeit der gestalterischen Ein-

flussnahme auf die Gesellschaft. Teilhabe beschreibt hierbei die Möglichkeiten

oder Unmöglichkeiten, sich an der Praxis zur Ausgestaltung der Strukturen des

Jugendverbandssystems beteiligen und den eigenen Interessen bei der Umset-

zung der selbstorganisierten Jugendarbeit folgen zu können (vgl. Bartelsheimer

et al. 2020, S. 43). Bleiben bestimmten minorisierten und/oder marginalisierten

Selbstorganisationen diese Zugänge, Möglichkeiten oder Chancen verwehrt,

bedeutet Teilhabe gleichermaßen, exkludierende Mechanismen zu kritisieren
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und Forderungen nach Teilhabe formulieren (vgl. ebd., S. 44). Bei derartigen

Forderungen geht es darum aufzuzeigen, dass es annähernd gleicher Voraus-

setzungen bedarf, um die Berechtigungsräume des Jugendverbandssystems zu

nutzen und damit die Ausübung der gleichen Rechte überhaupt zu gewährleis-

ten. Die Eröffnung, Schließung und Regulierung solcher Zugänge in Arenen der

demokratischen Ordnungsproduktion lassen sich als Organisation von Berechti-

gung bezeichnen. Es handelt sich insofern um Fragen der Berechtigung, als dass

diese Zugänge eine legitime Teilhabe an demokratischen Prozessen erlauben.

Von einer (Neu-)Organisation von Berechtigung lässt sich demnach sprechen,

wenn die Praktiken der Regulierung, Grenzbearbeitung und Aushandlung in

den Blick genommen werden, welche die legitime Zugehörigkeit und Teilhabe-

möglichkeiten an Berechtigungsräumen de- oder re-stabilisieren. Prozesse der

(Re-)Organisation von Berechtigung verweisen dabei auf ein Verteilungsproblem

von Teilhabemöglichkeiten, da mit der Konstituierung von Berechtigungsräu-

men zugleich Prozesse der Schließung einhergehen, welche schlussendlich eine

Grenzziehung zwischen berechtigt und nicht-berechtigt vornehmen. Solche

sozialen Schließungen verweisen auf (Wieder-)Herstellung sozialer Ungleich-

heitsverhältnisse, auf die Stabilisierung von Zugehörigkeitsordnungen, auf die

Statussicherung privilegierter Positionen gegenüber einem sozialen Außen und

damit auf Prozesse der Ausschließung. „Anders gesagt: Außenstehende stehen

nicht ,immer schon‘ außen, sondern sie werden zu konkreten historischen Zeit-

punkten unter konkreten sozialen Bedingungen zu solchen gemacht.” (Lessenich

2019, S. 33)

Die (Re-)Organisation von Berechtigung verweist also auf die Grenzbearbei-

tung legitimer Teilhabe und somit auf demokratische Grenzziehung zwischen

Selbstorganisationen junger Menschen, die von den bestehenden Verteilungs-

ordnungen profitieren und solche Organisationen, die hierdurch benachteiligt

werden, weil sie als minorisierte und/oder marginalisierte Gruppe der Bevöl-

kerung nicht als zugehörig mitgedacht werden. Die Möglichkeiten der Teilhabe

sind folglich ungleich verteilt.

So ist die (Re-)Organisation vonBerechtigungunmittelbarmitUngleichheits-

verhältnissen in sich als demokratisch beschreibenden Gesellschaften verwoben.

Von gesellschaftlichenUngleichheitsverhältnissen lässt sich sprechen,wenn „[...]

Menschen (immer verstanden als Zugehörige sozialer Kategorien) einen unglei-

chen Zugang zu sozialen Positionen haben und diese sozialen Positionen syste-

matisch mit vorteilhaften oder nachteiligen Handlungs- und Lebensbedingun-

gen verbunden sind“ (Solga/Powell/Berger 2009, S. 15). Soziale Ungleichheit lässt

sich als eine der größten Herausforderungen für die Legitimität und Stabilität

demokratischer Ordnungen bestimmen. Es zeigt sich, dass „[...] Formen der Un-

gleichheit, [...] sich vor allem in politische Ungleichheit der Bürgerinnen, beson-

ders in faktisch ungleiche Partizipations- und Repräsentationschancen“ überset-

zen (Kneip/Merkel 2020, S. 47). Somit wird die Legitimität demokratischer Ord-
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nungen ebensowie demokratischer Institutionenwie die Strukturen des Jugend-

verbandssystems kritisch betrachtet. Denn „[l]egitimitätsrelevante Probleme er-

geben sich vor allem dann, wenn in einem politischen System politische Beteili-

gungs- undgesellschaftlicheTeilhabechancendurch soziale Zugehörigkeiten vor-

bestimmt sind – oder Teile der Bevölkerung eine Schlechterstellung andererMit-

glieder der Gesellschaft einfordern und damit den liberaldemokratischen Kon-

sensderGleichheitundFreiheit für allenegieren.“ (Wintermantel 2020,S. 255) So-

lidarität verweist dannaufdie Frage,wie innerhalbderGrenzeneinesuniversalis-

tisch orientiertenDemokratiemodells bestimmteGruppen der Bevölkerung,wel-

che ihre Forderungen als nicht erfüllt ansehen und von den bestehenden Struktu-

ren nicht repräsentiert werden, die Möglichkeiten zur Ausgestaltung der gesell-

schaftlichen Verhältnisse einfordern und erhalten können (Benhabib 2018, S. 148;

Foroutan 2019,S. 29).Umnichtmehrundnichtweniger geht es bei der Fragenach

der (Re-)Organisation von Berechtigung in den Strukturen des Jugendverbands-

systems und der verbandlichen Selbstorganisation junger Menschen.

Zu den Beiträgen

Die Beiträge in diesem Band eröffnen durch unterschiedliche theoretische, em-

pirische und anwendungsbezogene Perspektiven einen differenzierten Blick auf

Formen der Solidarität und Prozesse der (Re-)Organisation von Berechtigung im

Feld der politischen Interessenvertretung verbandlicher Selbstorganisation jun-

ger Menschen.

Nach dem Beitrag „Solidarität. Zur Unterscheidung von sozialer und politi-

scher Solidarität. Eine theoretische Annäherung“ vonNilsWenzler und Stefanie Bo-

nus, welcher der analytischen und konzeptionellen Auseinandersetzung um und

mit Solidarität dient, folgen empirische Einblicke in die Frage der Begründungs-

und Ausgestaltungsweisen solidarischer Praktiken. Die Ausführungen von Mar-

cela Cano, Nils Wenzler, Stefanie Bonus und von Yasmine Chehata zeigen auf unter-

schiedlicheWeise Prozesse undBedeutung der Legitimierung undDe-Legitimie-

rung auf. Cano/Wenzler/Bonus geben mit ihren Fallstudien von Jugendselbst-

organisationen mit und ohne Bezug auf einen muslimischen Glauben Einblick

in die Prozesse der Legitimierung, denen Akteur*innen, die eine Teilhabe poli-

tischer Selbstvertretung anstreben, unterworfen sind. Yasmine Chehata zeigt in

ihren Analysen auf, wie politische Arenen der Legitimation und De-Legitimati-

on in Sitzungen diskursiv vollzogen werden und wie die Formierung exklusiver

Solidarität für die (Re-)Organisation virulent wird.

Die Beiträge von Marcela Cano und Luisa Klöckner werfen ausgehend von der

Covid-19-Pandemie und den folgenden Lockdowns unterschiedliche Schlaglich-

ter auf die Frageder (Re-)StabilisierungdesBestehenden.DerArtikel „Jugendver-

bandliches Engagement als Grenzbearbeitung der Demokratie“ von Marcela Ca-
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no fragt ausgehend von der im Zuge der Corona-Pandemie verbreiteten Annah-

me, dass die Prozesse der Globalisierung zu einer Schwächung nationalstaatlich

konstituierter Demokratien geführt haben könnten, inwieweit die hiermit ver-

bundenennationalstaatlichenBezugspunkteVolk undTerritoriumals legitiman-

zusehen sind und auf welche Weise postmigrantische Selbstorganisationen jun-

gerMenschenTeil einer transformatorischen,demokratischenGrenzbearbeitung

sein können und bereits sind.Der Aufsatz von Luisa Klöcknermit demTitel „Zwi-

schen Brüchigkeit und (Re-)Stabilisierung gewesener Normalität“ zeigt anhand

der Interviews den pandemiebedingten veränderten Organisationalltag in den

Landesjugendringen auf und zeichnet Prozesse der De- und Re-Stabilisierung

vonRoutinen undOrdnungennach,die zugleich entgegen aller Brüchigkeit keine

Neustrukturierung der Organisationen zur Folge hatten.

Die Beiträge „Bündnisbildungen im queeren Aktivismus“ von Leonie Hüsson

und Jessica Pawlitschko sowie „Postmigrantische Allianzen für eine plurale Demo-

kratie“ von Younes Alla und Stefan Klemme beschäftigen sich mit dem Verhältnis

von Bündnisbildungen, Allianzen und Solidarität. Auf der Grundlage von Inter-

views mit queerfeministischen Organisationen zeigen Hüsson und Pawlitschko,

dass solidarische Praktiken der Bündnisbildung auf das Überleben als queere

Community angewiesen sind und stellen die politische Liebe als zentrale Kate-

gorie queerer Koalitionen zum Zwecke subversiver Transformationsprozesse

vor. Aus der Perspektive postmigrantischer Selbstorganisationen verdeutlichen

Alla und Klemme zudem, wie in (Re-)Artikulationen von Rassismuskritik der

Zusammenschluss postmigrantischer junger Menschen als eine Allianz gegen

unterdrückende Strukturen und Praktiken verstanden wird.

Luisa Klöckner und Oussima Laabich ermöglichen mit ihren Ausführungen ei-

nen Blick auf das Feld der Jugendverbände und politischen Interessenvertretung.

Der Beitrag „Politik und das Politische“ von Luisa Klöckner umreißt mit einem

theoretisch-analytischen Zugang Perspektiven radikaler Demokratietheorien

und des Postfundamentalismus, sodass eine analytische Perspektive auf die

Jugendverbandsarbeit eröffnet und herausgestellt wird, wie diese zur Analyse

von sich als demokratisch verstehenden Organisationen wie dem Jugendver-

bandssystem nutzbar gemacht werden können.Ouassima Laabich zeigt in ihrem

Artikel „Wessen Sicherheit eigentlich? Muslimische Jugendarbeit im Kontext

des hegemonialen Sicherheitsdiskurses“, wie Praxen muslimischer Jugendar-

beit vor dem Hintergrund der Anrufungen und Adressierungen muslimischer

Jugendlicher als potenziell radikal, gefährlich, kriminell und demokratiefeind-

lich ausgelotet und verhandelt werden. Dabei tritt die Kontaktschuldhypothese als

zentrales Moment der Legitimierung von Ausschluss in den Fokus.

In ihrem Beitrag „Digitale Solidarität“ geht es Asmae Harrach-Lasfaghi darum

den Einfluss und dieMöglichkeiten digitaler Transformationsprozesse für sozia-

le Bewegungen und die Zivilgesellschaft zu beleuchten und hierbei den Einfluss
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